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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte (GPK-NR und GPK-SR) üben die
parlamentarische Oberaufsicht über den Bundesrat, die Bundesverwaltung und die
Bundesgerichte aus. Über die Aktivitäten (Inspektionen, Evaluationen, Prüfung von
Geschäftsberichten, Behandeln von Aufsichtseingaben) des ablaufenden Jahres
berichteten die GPK sowie die GPDel im Jahresbericht 2020. Seit 2017 verfolgen die
GPK die Massnahmen im Rahmen der Hochseeschifffahrts-Bürgschaften, die dem Bund
hohe Verluste beschert hatte. Auch das elektronische Patientendossier bzw. die
Verzögerungen bei dessen Einführung stand im Fokus der Aufsichtsbehörden. Nicht nur
aufgrund der Covid-19-Krise beschäftigten sich die GPK mit dem Problem des
Impfstoffmangels. Insbesondere bei Säuglingsimpfstoffen bestehe die Gefahr von
problematischen Lieferengpässen. Der Frage nach der Transparenz von
Gesetzesrevisionen gingen die Kommissionen am Beispiel der
Transplantationsverordnung nach. Geschlossen wurde hingegen das Dossier zur
Vergabepraxis im BAG, die aufgrund eines Auftrags an die «Schweizerische
Koordinations- und Fachstelle Sucht» in die Kritik geraten war. Keine Massnahmen
ergriff die GPK nach ihrer Anhörung des Swiss Investment Fund for Emerging Marklets
(SIFEM) im Juni, eine sich im Besitz des Bundes befindende Aktiengesellschaft, die die
Entwicklungsfinanzierung des Bundes regelt. Auch der Dienststellenbesuch beim
Institut für geistiges Eigentum verlief zur Zufriedenheit der Aufsichtskommissionen. Die
2018 aufgedeckten Schwächen der Strategie des Integrated Border Managements (IBM),
mit dem die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen gegen
grenzüberschreitende Kriminalität koordiniert werden soll, seien laut Bericht mit der
neu entwickelten Strategie behoben worden und auch das Thema «Internationale
Rechtshilfe» konnte vorläufig abgeschlossen werden – hier waren 2017 knappe
Ressourcen im Direktionsbereich als Problem ausgemacht worden. Die Massnahmen
des SEM gegen Gewalt gegen Frauen in Bundesasylzentren wurden von den GPK als
genügend eingestuft. Man werde deren Umsetzung zu gegebener Zeit überprüfen. Auch
die 2019 von der GPK geforderten Massnahmen, welche die BK gegen «Fehler in
Abstimmungsbüchlein» unternommen hätten, wurden im Bericht begrüsst. 
2020 nahmen sich die GPK zudem dem Problem von Sponsoringaktivitäten durch die
öffentliche Verwaltung an. Insbesondere im VBS sollen Leitlinien für aktives Sponsoring
(Verwaltungseinheiten als Sponsor) wie für passives Sponsoring (Verwaltungseinheit ist
Sponsoringnehmer) erarbeitet werden. Im Bericht Erwähnung fanden auch die internen
Probleme am Bundesstrafgericht bzw. der Bericht der bundesgerichtlichen
Aufsichtskommission über diese Probleme. Die GPK will die Vorkommnisse
weiterverfolgen. Damit einher geht auch die nach wie vor sehr schleppenden Planung
und der Aufbau einer Berufungskammer am Gericht in Bellinzona und die Frage, wie der
weiterhin bestehende Handlungsbedarf nach dem Scheitern der
Bundesgerichtsgesetzesrevision rasch befriedigt werden könnte. Im Fokus standen
auch 2020 weiterhin die Cybersicherheit bzw. die Organisation des nationalen
Zentrums für Cybersicherheit (NCSC) sowie die Gefahreneinschätzung belasteter
Standorte (Mitholz). Drei Arbeitsbereiche der GPK betrafen Verkehr und Infrastruktur:
Abgeschlossen wurde das Dossier zur Frage der Zustelltarife für abonnierte Zeitungen
und Zeitschriften, über die sich die Post und mehrere Verlegerverbände streiten und
für die das BAKOM eine Lösung finden sollte. Eine Begleitung durch die GPK benötigt
hingegen weiterhin das nach wie vor nicht gelöste Problem der Doppelstockzüge der
SBB von Bombardier sowie die Störungen im Swisscom-Netz. Nach wie vor auf dem
Radar der GPK bleiben auch die «Postauto-Affäre» und das Aufsichtsverhältnis
zwischen der AB-BA und der Bundesanwaltschaft.
Ein eigenes Berichtskapitel war der «Inspektion Covid-19-Pandemie» gewidmet. Die
GPK hatten im Mai 2020 beschlossen, die Massnahmen des Bundesrats zur Bewältigung
der Pandemie zu untersuchen. Im Fokus standen die Organisation des EDI und des BAG
bei der Krisenbewältigung; konkret die Zusammenarbeit mit den Kantonen, die
internationale Zusammenarbeit, die wissenschaftlichen Informationsgrundlagen des
BAG, das Management des medizinischen Materials, die Angemessenheit des
Epidemiengesetzes und die Massnahmen im Bereich der Sozialversicherungen. Aber
auch die Covid-19-bedingten Massnahmen im öffentlichen Verkehr und den
bundesnahen Unternehmen und deren Auswirkungen auf das Bundespersonal und auf
den Grenzverkehr wurden genauer untersucht. Auch für die Organisation der Covid-19-

BERICHT
DATUM: 29.01.2021
MARC BÜHLMANN
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Kredite und der Kurzarbeitsentschädigung, für die Zweckmässigkeit der
wirtschaftlichen Landesversorgung oder für die Informationsbeschaffung durch das
EDA-Aussennetz wurden Untersuchungen eingeleitet. Die Mobilmachung der Armee, die
Rolle der Armeeapotheke, die Grenzschliessungen und die Rechtmässigkeit der
Anwendung von Notrecht wurden von der GPK ebenso als untersuchungswürdig
erachtet wie das Krisenmanagement des Bundesrats. Die Covid-Krise dürfte also durch
die GPK in ziemlich umfassender Weise aufgearbeitet werden. Erste Berichte seien für
2021 zu erwarten. 

Im Bericht wurden auch die Tätigkeiten der GPDel aufgeführt, welche die Oberaufsicht
der Bundesaktivitäten im Bereich «Nachrichtendienst» inne hat. Im Fokus standen hier
insbesondere die Crypto-AG, aber auch verschiedene Steuerungsinstrumente. Im
Berichtsanhang wurden zudem die Aktivitäten der PVK, dem «Evaluationsdienst der
Bundesversammlung» aufgeführt. 2020 wurden Evaluationen zum Expertenbeizug in
der Bundesverwaltung (Kurzevaluation mit der Nachkontrolle einer 2007
veröffentlichten Evaluation) sowie zur Geschäftsverteilung bei den eidgenössischen
Gerichten verfasst, die nun bei den GPK diskutiert werden. Noch laufend waren
Evaluationen zum Controlling von Offset-Geschäften (Kompensationsgeschäfte bei
Rüstungsgütern; z.B. beim Kauf neuer Kampfflugzeuge), zum Grundwasserschutz in der
Schweiz und zur Mitwirkung des Parlaments im Bereich von Soft-Law. 1

Ohne weitere Diskussion nahm der Nationalrat in der Frühjahrssession Kenntnis vom
Jahresbericht 2020 der GPK und GPDel. Die drei Sprecher und die Sprecherin für die
Kommission fassten kurz die wichtigsten Punkte des Berichts zusammen. Erich von
Siebenthal (svp, BE) berichtete zudem, dass die GPK, die GPDel und die verschiedenen
Subkommissionen 2020 insgesamt 116 Sitzungen durchgeführt hätten. Yvonne Feri (sp.
AG) bedankte sich bei den anwesenden Nationalrätinnen und Nationalräten dafür,
«dass Sie bereits da sind, obwohl der GPK-Jahresbericht traktandiert ist. Das
interessiert ja leider nicht so viele»; dies sei schade, weil der Bericht viele interessante
Punkte beinhalte. Wie seine Vorrednerin und sein Vorredner bedankte sich auch
Thomas de Courten (svp, BL) für die Arbeit der Sekretariate. Alfred Heer (svp, ZH)
schliesslich, der als Präsident der GPDel das Wort ergriff, lobte die Zusammenarbeit mit
allen Mitgliedern beider GPK. Es handle sich um ein «sehr gutes Team aus Nationalrat
und Ständerat».
Die Sprechenden ebendieser ständerätlichen Kommissionen informierten ein paar Tage
später die kleine Kammer über die wichtigsten Punkte des Jahresberichts. Maya Graf
(gp, BL) erinnerte an die Bedeutung der Oberaufsicht – «gerade in der aktuellen Covid-
19-Krise». Daniel Fässler (mitte, AI) hob hervor, dass die GPK beider Kammern auf
ebendiese Covid-19-Krise bzw. deren Bewältigung in Zukunft ein besonderes
Augenmerk legen würden. Auch Marco Chiesa (svp, TI) und Philippe Bauer (fdp, NE)
beantragten Kenntnisnahme des Berichts, nachdem sie auch die zentralen Punkte aus
ihren Subkommissionen wiederholt hatten. Ohne Diskussion folgte auch die kleine
Kammer einstimmig diesem Antrag. 2

BERICHT
DATUM: 18.03.2021
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

In der Herbstsession wurde der Geschäftsbericht des Bundesgerichts 2019 von den
Räten zur Kenntnis genommen und gutgeheissen. Die Sprecherin und der Sprecher der
GPK und der Subkommissionen Gerichte – Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) und
Philippe Nantermod (fdp, VS) – empfahlen dem Nationalrat, den Bericht zu genehmigen,
und fassten die wichtigsten Elemente zusammen. 
Die Geschäftslast sei – vor allem in der strafrechtlichen, der zweiten zivilrechtlichen
und den beiden öffentlich-rechtlichen Abteilungen – nach wie vor sehr hoch, habe aber
trotz Pensionierung und Ersatz von 6 von 38 ordentlichen Bundesrichterinnen und
Bundesrichtern im Verlauf des Berichtjahres bewältigt werden können. Insgesamt seien
7'937 Fälle behandelt worden (2018: 8'041). Die Personalstrategie sei angepasst worden
und man habe noch vor Corona Home-Office für die Gerichtsschreibenden eingeführt
sowie mit der Beteiligung an einer Institution mit Krippenplätzen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gesorgt. 
Die Digitalisierung schreite auch im Rahmen des Projekts «Justitia 4.0» voran, wenn
auch nicht so rasch wie gewünscht. 2019 sei die Revision des Bundesgerichtsgesetzes
zwar gescheitert, Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer (sp) ersuche die Räte aber, die
nicht strittigen Punkte aus der Revision möglichst rasch wieder aufzunehmen.
Weichelt-Picard berichtete auch über die Aufsichtsaufgaben, welche das

BERICHT
DATUM: 22.09.2020
MARC BÜHLMANN
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Bundesgericht gegenüber den anderen eidgenössischen Gerichten hat. Das
Bundesgericht sei 2019 gebeten worden, die Probleme beim Bundesstrafgericht zu
untersuchen. In den Medien waren Führungsschwäche und Mobbing vermutet worden.
Der Bundesgerichtspräsident habe sich zuerst zwar noch verhalten optimistisch zur
Lage am Bundesstrafgericht geäussert, allerdings seien Ende 2019 neue Vorwürfe
aufgetaucht, denen das Bundesgericht nun zusätzlich nachgehen müsse. Der
Nationalrat nahm den Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht in der Folge
diskussionslos an.

Der Ständerat verspürte grössere Lust zur Diskussion über den Bericht. Carlo
Sommaruga (sp, GE) erinnerte daran, dass der Jahresbericht des Bundesgerichts in der
Regel im ersten Semester und nicht erst drei Monate vor Ende des Jahres debattiert
werde. Covid-19 habe aber nun zu dieser Verschiebung geführt und er behalte sich
deshalb vor, neben seinem Bericht für die Kommission auch ein paar Bemerkungen zu
aktuellen Ereignissen einfliessen zu lassen. Auch er ging auf die Fallzahlen ein: 2019
seien 7'884 neue Fälle ans Bundesgericht gelangt, 86 mehr als im Vorjahr. Die Zahl
pendenter Fälle habe im Vergleich zum Vorjahr hingegen marginal abgenommen. Im
Schnitt habe die Zeit für die Erledigung eines Falls 140 Tage betragen. 
Sommaruga hob aus dem Bericht weiter hervor, dass die Berufungskammer des
Bundesstrafgerichts noch immer nicht in einem anderen Gebäude untergebracht sei,
wie dies eigentlich geplant gewesen war. 
Das Bundesverwaltungsgericht habe 2019 mit 6'965 neuen Fällen ebenfalls eine hohe
Geschäftslast gehabt, führte Sommaruga weiter aus; mit 7'157 erledigten Prozessen und
einer Verringerung der Dauer eines Falls (von 2018 durchschnittlich 284 auf 264 Tage)
hätten die Pendenzen aber abgebaut werden können. 
Auch im Ständerat war die Untersuchung der Vorkommnisse beim Bundesstrafgericht
Thema. Leider – so Sommaruga – sei der Untersuchungsbericht gleichzeitig bei der GPK
und bei der Presse gelandet, was viel Ärger ausgelöst habe. Die Geschichte sei aber
noch nicht zu Ende. 
In der Folge nahm Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer als Gast der kleinen Kammer
Stellung zu diesem «Fall Bellinzona». Man habe bereits im Januar 2020 mit der
Untersuchung begonnen und dann den Abschlussbericht im April 2020 gleichzeitig im
Internet aufgeschaltet und der GPK abgegeben. Dies entspreche der eigenen Praxis und
sei mit der Subkommission Gerichte abgesprochen gewesen. Nach acht Jahren
Tätigkeit in der Aufsichtsbehörde des Bundesgerichts wolle er die Empfehlung abgeben,
dass die GPK und die Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten und nicht Gegensätze
suchen sollten. Ziel müsse es sein, sicherzustellen, dass die Gerichte ordnungsgemäss
funktionierten. Dass dies der Fall sei, könne er garantieren. Carlo Sommaruga insistierte
in der Folge, dass die Veröffentlichung des Berichts im Internet mit Namensnennung
nicht abgesprochen gewesen sei. 
Ebenfalls bezugnehmend auf ein aktuelles Ereignis stellte in der Folge Beat Rieder (cvp,
VS) «unverblümt eine direkte Frage an den Herrn Bundesgerichtspräsidenten», nämlich
wie er zu Gesuchen auf Verschiebung der Bundesrichterwahlen stehe. In der Tat
standen am folgenden Tag die Gesamterneuerungswahlen des Bundesgerichtes an, bei
denen aufgrund der Forderung der SVP, einen Bundesrichter nicht zu bestätigen, ein
Verschiebungsgesuch der SP diskutiert werden sollte. Meyer argumentierte, dass er sich
als Bundesrichter nicht in parlamentarische Geschäfte einmischen wolle. Dies sei
gelebte Gewaltenteilung. Seine persönliche Meinung, nachdem er zwölfmal gewählt und
wiedergewählt worden sei, sei aber, dass man mit einer Verschiebung keine Probleme
lösen würde.
Auch der Ständerat nahm den Bundesbeschluss schliesslich ohne Diskussion an. 3

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Kernenergie

In Erfüllung eines Postulats Müller-Altermatt (cvp, SO) präsentierte der Bundesrat im
Juni 2019 einen Bericht zur Frage nach der Vereinigung der Sach- und
Entscheidkompetenz in der Atomaufsicht. Dabei erklärte er, dass er die
Zuständigkeiten bei Bewilligungen für den Betrieb von Atomkraftwerken nicht
umkrempeln wolle.
Ausgegangen war das Postulat von einem Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts im
Jahr 2012. Bei diesem Gerichtsfall hatten die Richter in St. Gallen eine Beschwerde von
zahlreichen Anwohnerinnen und Anwohnern aus der Region Mühleberg (BE)
gutgeheissen, welche sich gegen eine durch das UVEK herausgegebene Verfügung zur
Ausstellung einer unbefristeten Betriebsbewilligung für das AKW Mühleberg gerichtet
hatte. Durch diesen Verwaltungsgerichtsentscheid, welcher jedoch 2013 vom
Bundesgericht wieder umgestossen wurde, hatte das UVEK der BKW keine unbefristete
Betriebsbewilligung ausstellen dürfen. In jenem Gerichtsentscheid hatten die
Juristinnen und Juristen zudem die Problematik diskutiert, dass zwar einerseits das
UVEK für die Betriebsbewilligungen im Kernenergiebereich zuständig ist, andererseits
jedoch das ENSI für die laufende Aufsicht verantwortlich ist und dies zu unerwünschten
Ergebnissen führen könne. Genau an dieser Kritik knüpfte Stefan Müller-Altermatt an
und reichte ein entsprechendes Postulat zwecks Vereinigung dieser beiden
Kompetenzen beim ENSI ein. Da sich aber mittlerweile die Situation geändert habe, die
Zuständigkeiten im Kernenergiebereich gemäss geltendem Gesetz durch den
Bundesgerichtsentscheid vom März 2013 genauer ausgelegt und die Anliegen des
Postulats deshalb obsolet geworden seien, möchte der Bundesrat die
Betriebsbewilligungszuständigkeiten beim UVEK belassen. 4

BERICHT
DATUM: 26.06.2019
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

In Erfüllung eines 2014 angenommenen Postulates legte der Bundesrat im Frühling 2016
den erarbeiteten Bericht vor. Die Planung der hochspezialisierten Medizin (HSM) und
deren Umsetzung in den Kantonen sei auf gutem Weg, hielt der Bundesrat als
grundsätzliche Einschätzung im Bericht fest.
Die Planung der hochspezialisierten Medizin betraf eine Nische in der
Gesundheitsversorgung im Bereich der seltenen, komplexen und teuren Behandlungen
und fand unter der Aufsicht der GDK statt. Mit der Neuordnung der Spitalfinanzierung
war vorgegeben worden, dass fortan die Kantone die hochspezialisierte Medizin planen
und koordinieren würden, hauptsächlich um Kosten einsparen zu können. Dem
Bundesrat wurde im Zuge der Konkretisierung der Koordinationsaufgaben die
Kompetenz erteilt, subsidiär zu intervenieren, falls die Fristen zur Umsetzung (Ende
2014) nicht eingehalten würden. Eine derartige Intervention erwies sich jedoch als nicht
nötig. So hatten sich die Kantone bis Anfang 2009 auf eine gemeinsame HSM-Planung
geeinigt, hierzu eine Vereinbarung unterzeichnet und ferner auch ein HSM-Sekretariat
eingesetzt. Es gab neben den positiven Entwicklungen jedoch auch einen
massgeblichen Kritikpunkt bezüglich der Prozesse in der HSM-Planung, der erst vom
Bundesverwaltungsgericht Ende November 2013 geklärt worden war. In einem ersten
Schritt seien die Teilbereiche – respektive die Behandlungen – zu bestimmen, die der
HSM zuzuordnen sind, so das BVGer, und erst in einem zweiten Schritt dürfe dann die
Zuteilung der Leistungsaufträge an die Leistungserbringer erfolgen. Unterdessen waren
jedoch bereits Zuteilungsentscheide für 39 HSM-Teilbereiche erfolgt, ohne dass diese
Leistungsbereiche vorgängig eindeutig als Spezialgebiete der HSM identifiziert worden
waren. 
Die Zuteilung zusätzlicher medizinischer Spezialgebiete soll weiterhin die Kernaufgabe
der HSM-Planung bleiben, betonte der Bundesrat in seinem Bericht. Dabei gelte es
auch der medizinischen und technologischen Entwicklung Rechnung zu tragen.
Weiterführende Schritte seien dafür bereits angestossen worden, darin eingeschlossen
die Neubeurteilung bereits erfolgter Leistungszuteilungen, um die Regulierungslücke im
Bereich der Leistungszuteilungen zu schliessen. Entscheidend sei, dazu nahm der
Bundesrat abschliessend Stellung, dass der Konzentrationsprozess intensiv
weitergeführt werde, um den Gesetzesauftrag erfüllen zu können. Hochspezialisierte
Behandlungen sollten nicht in zu vielen Zentren angeboten werden. Nur so könne die
Qualität der Leistungen gesichert und eine optimale Effizienz gewährleistet werden.

BERICHT
DATUM: 25.05.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Innert dreier Jahre wollte die Regierung eine Reevaluation durchführen. 5

Nachdem die Landesregierung im Frühjahr 2016 den Bericht in Erfüllung des Postulats
der SGK-NR zu einer Auslegeordnung zur Planung der hochspezialisierten Medizin
veröffentlicht hatte, erachtete sie das Anliegen des Vorstosses als erledigt. In der Folge
schrieb der Nationalrat das Geschäft im Juni 2017 im Rahmen der Behandlung des
Berichts des Bundesrates über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahre 2016 ab. 6

BERICHT
DATUM: 12.06.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medien

Jahresrückblick 2020: Medien

Als das umstrittenste Geschäft im Bereich der Medienpolitik entpuppte sich im Jahr
2020 das Massnahmenpaket zur Förderung der Medien, welches nach dem Scheitern
des geplanten Bundesgesetzes über elektronische Medien im Spätsommer 2019
angedacht worden war und zu dem sich im Berichtsjahr beide Räte äusserten. Während
die in der bundesrätlichen Botschaft vorgesehenen Massnahmen im Bereich der
indirekten Presseförderung und der elektronischen Medien weitgehend auf
Zustimmung stiessen, ging es bei der Frage der erstmaligen Förderung von Online-
Medien um einen Grundsatzentscheid. Während der Ständerat den Grundsatz der
Förderung noch befürwortet hatte, konnte das qualifizierte Mehr bei der Abstimmung
um die Ausgabenbremse nicht erreicht werden. Eine ganz andere Ausgangslage
präsentierte sich dem Nationalrat, dessen vorberatende KVF-NR mit knapper Mehrheit
empfahl, die Förderung der Online-Medien auszuklammern, um weitere Abklärungen zu
treffen. Der Nationalrat entschied in der Herbstsession gegen die
Kommissionsmehrheit und wies das Geschäft zur integralen Beratung an die
Kommission zurück. Im Vorfeld der Beratungen hatte sich auch die Medienbranche
nicht einhellig zu den geplanten Massnahmen für die Online-Medienförderung gestellt. 

Die Dringlichkeit der Medienförderung verstärkte sich 2020 im Hintergrund der
Corona-Pandemie, die den Medien grosse Werbeeinbussen bescherte, was nicht
spurlos an der ohnehin bereits angeschlagenen Branche vorbei ging. Die grossen
Medienhäuser führten im Frühjahr allesamt Kurzarbeit ein. In seiner ausserordentlichen
Session vom Mai 2020 beschloss das Parlament Soforthilfe für die Medien
bereitzustellen (Mo. 20.3146; Mo. 20.3155; Mo. 20.3145; Mo. 20.3154). In zwei
Notverordnungen regelte der Bundesrat in der Folge gegen seinen Willen die befristete
finanzielle Unterstützung für private Radio- und Fernsehveranstalter sowie für die
Printmedien. Durch letztere Massnahmen konnten auch erstmals auflagenstarke Tages-
und Wochenzeitungen von der indirekten Presseförderung profitieren. 
Die Corona-Krise hatte indes nicht nur negative Folgen für die Medien, so profitierten
sie durch das gestiegene Informationsbedürfnis von zunehmenden Nutzungszahlen –
auch wenn diese die wegbrechenden Werbeeinnahmen nicht kompensieren konnten.
Die Autoren des Jahrbuchs Qualität der Medien beurteilten die Berichterstattung
während der Covid-19-Krise als qualitativ relativ gut,  identifizierten jedoch auch
deutliche Mängel. Besonders kritisiert wurden die monothematische Berichterstattung,
die Verbreitung nackter Zahlen und Statistiken, die unzureichende Einordnungsleistung
und die unkritische Haltung der Medien in der Phase vor dem Lockdown im März
(jedoch nicht danach). 

Die Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen, die bereits während den Beratungen
zur RTVG-Revision umkämpft gewesen war, beschäftigte die Legislative auch fünf Jahre
nach der Volksabstimmung noch immer. Die zuständigen Kommissionen für Verkehr
und Fernmeldewesen beider Räte sprachen sich dafür aus, das Massnahmenpaket zur
Förderung der Medien durch einen Zusatz zu ergänzen, der Arbeitsgemeinschaften von
der Pflicht zur Entrichtung der Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen befreit. Im
Berichtsjahr gab die KVF-NR ferner einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die
KMU gänzlich von der Abgabenpflicht befreien wollte. Aufgrund eines Urteils des
Bundesverwaltungsgerichts aus dem Vorjahr verfeinerte der Bundesrat im April 2020
seine Tarifstruktur für Unternehmen, was für neun von zehn Unternehmen, darunter
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namentlich kleinere Unternehmen, eine Entlastung bewirken soll. Auch die
Privathaushalte werden entlastet: Sie bezahlen ab 2021 noch eine jährliche Gebühr von
CHF 335 anstelle von CHF 365. 
Unter Dach und Fach brachte das Parlament im Jahr 2020 schliesslich die Vorlage über
die Rückerstattung der zu Unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf die Radio- und
Fernsehempfangsgebühren. Somit erhält jeder Haushalt auf der nächsten Serafe-
Rechnung eine Gutschrift in der Höhe von CHF 50, um für die unrechtmässig erhobene
Mehrwertsteuer für die Jahre 2010 bis 2015 zu entschädigen.

Auch im Jahr 2020 wurden einschneidende Sparmassnahmen im Mediensektor
bekannt. Ende August eröffnete die TX-Group (ehemals Tamedia), bei den Printmedien
Einsparungen im Umfang von 15 Prozent vornehmen zu wollen. Ferner plant der Verlag
per April 2021 auch die Zusammenlegung der Redaktionen der Berner Zeitung und von
«Der Bund». Eine «Strategieschärfung» lancierte auch die NZZ und CH Media kündigte
ein neues Effizienzprogramm an. Einsparungen im Umfang von CHF 50 Mio. und die
Streichung von 250 Stellen gab die SRG im Oktober 2020 bekannt. 
2020 brachte dem Mediensektor jedoch auch beachtliche Neuerungen. Mit Blick TV
startete Ringier den ersten digitalen Fernsehkanal der Schweiz. Nicht zuletzt wird mit
der Bekanntgabe der Übernahme des renommierten Westschweizer Traditionsblattes
«Le Temps» durch Aventinus in der Schweiz erstmals eine Stiftung eine Tageszeitung
übernehmen. 

Gemessen an der Gesamtanzahl abgelegter Zeitungsberichte zur Schweizer Politik kam
der Medienpolitik im Berichtsjahr im Vergleich zu den Vorjahren eine geringere
Bedeutung zu (siehe Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2020), was sicher auch der
Dominanz der Corona-Pandemie in der Medienberichterstattung geschuldet ist.
Innerhalb der Berichterstattung über die Medien büsste die SRG im Vergleich zu
früheren Jahren zugunsten der Presse an Medienpräsenz ein. 7

1) Jahresbericht 2020 GPK; Jahresbericht 2020 GPK Anhang; Medienmitteilung GPK vom 29.1.2021
2) AB NR, 2021, S. 138 f.; AB SR, 2021, S. 312 ff.
3) AB NR, 2020, S. 1649 ff; AB SR, 2020, S. 984 ff; BBl, 2020, S. 8397; Geschäftsbericht Bundesgericht 2019
4) A-667/2010; BGE 139 II 185; Bericht Po. Müller-Altermatt 12.3131; TA, 27.6.19
5) Bericht Bundesrat vom 25.5.2016; Medienmitteilung BAG vom 25.05.2016
6) BBl, 2017 2865 (S. 2880 f.)
7) APS-Zeitungsanalyse 2020 – Medien
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